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In jüngerer Zeit zeigt sich eine erstaunliche Zustim-
mung zur Frauenquote, die früher als Schreckgespenst 
feministischer Rechtsforderungen galt. Bis tief ins kon-
servative politische Lager und unter bürgerlichen „Kar-
rierefrauen“ ist die Forderung auf einmal salonfähig, 
eine ge setzliche Quote wird als geradezu überfällig an-
gesehen. 

Aufstand gegen die Bundesfrauenministerin 
Es streiten sogar Ministerin nen und Frauen des 

schwarz-gelben Regierungslagers dafür, aller dings ge-
rade nicht die zuständige Bundes ministerin. Promi-
nente Schauspielerinnen wie Senta Berger und Maria 
Furtwängler, die Sportlerin Steffi Jones, Wissenschaft-
lerinnen wie Jutta Allmendinger, die Verlegerinnen  
Alice Schwarzer und Friede Springer, die Publizistinnen 
Bascha Mika und Maria von Welser  sowie Parteifrauen 
nahezu aller Parteien couleur insze nierten am 16. De-
zember 2011 den „Frauen aufstand gegen Schröder“, 
wie die „tageszeitung“ (taz) zu titeln wusste.1 Geg-
nerin ist Kristina Schröder, die Bundesfrauen- und 
Familienministe rin. Taz-Kommentatorin Heide Oestreich 
sah das Aufbe gehren als „zivilen Ungehorsam“ an, weil 
auch und gerade  Protagoni stinnen aus CDU, CSU und 
FDP, allen vo ran Ursula von der Leyen, aber auch Saar-
lands neue Ministerpräsidentin Annegret Kramp-Kar-
renbauer, die niedersächsische Landesfrauenministerin 
Aygül Özkan oder die Bundes tagsab geord nete Rita Pa-
welski, alle CDU, dazu Dorothee Bär von der CSU und 
Sibylle Lau rischk von der FDP neben SPD-, Grünen- und 
Linkenpolitikerinnen sowie den prominenten Medien-
frauen mit Foto auf der Titelseite der taz prangten. Die 
Protestlerin nen aus dem Regierungs lager wollen an-
scheinend nicht mehr der männlichen Parteilinie den 
Vorrang einräumen, sondern fordern eine verbindliche 
30-Prozent-Quote für Aufsichtsräte und Führungs-
gremien der Wirt schaft, also etwas deutlich Sichtbares 
– statt der kaum sichtbaren „Flexi-Quote“, die Schröder 
auch nach einem Jahr Disput noch immer propagiert. 

Laut Heide Oestreich sprechen drei Argumente für 
die gesetzliche Frauenquote: Erstens dass gemischte 
Führungsteams in Wirtschaftsunternehmen mehr öko-
nomischen Erfolg brächten, zweitens dass vorhandene 

Befürchtungen bezüglich der Frauenquote in anderen 
Ländern wi derlegt worden seien und drittens, dass hier 
endlich Flagge gegen die „Personalie Kristina Schröder“ 
gezeigt werde. Diese sei eine aus Proporzgründen ein-
gesetzte Amtsverwalterin, die sich für Gleichstellungs-
politik kaum interessiere oder sogar dagegen arbeite 
– vgl. ihr im Frühjahr 2012 erscheinendes Buch mit 
dem Titel: „Danke, emanzipiert sind wir selber“.2 Als 
Nachfolgerin von Ursula von der Leyen, die den Aus-
bau von Krippenplätzen und ein deutlich modernisier-
tes Elterngeld durchgesetzt hat, sei Schröder geradezu 
eine Zumutung, gegen die nun vereint mobil gemacht 
werde.  – Bemerkenswert ist diese argumentative Mi-
schung aus wirtschaftlicher  Opportunitätsreferenz, 
internationaler Konvergenzbeschwörung und Genugtu-
ung über den deutlichen Unmut vieler Persönlichkeiten 
über Ministerin Schröder. Immerhin, es wird nicht mehr 
alles geschluckt, nur weil „unsere Kanzlerin“ ein weib-
liches Machtwort ge spro chen hat. Als im Frühjahr 2011 
die zwei CDU-Bundesministerinnen Schröder und von 
der Leyen in Streit über die bahnbre chend anmutende 
feministische Quoten-Forderung geraten wa ren stärkte 
Merkel Schröder den Rücken für ihre Flexi-Quote, ver-
mutlich schon wegen der Zuständigkeit aber vor allem 
damit Ruhe an der Koalitionsfront herrsche. Denn die 
FDP mauert na türlich massiv gegen dirigistische Ein-
griffe à la gesetzliche Quote. 

Der Kotau vor der Wirtschaft beherrscht in Sachen 
Quote und Gleichstellung indes nicht nur die CDU/CSU-
Koalition mit der FDP, vielmehr gab schon die rot-grüne 
Bundesregierung die Linie vor. „Freiwilligkeit“ und 
„Selbstverpflichtung“ war die regierungsamtliche Pa-
role seit 2001, als der rot-grüne Kanzler Gerhard Schrö-
der den innovativen und in sich recht flexiblen Ansatz 
für ein Gleich stellungsgesetz für die Privatwirtschaft 
abwürgte und stattdessen eine freiwillige Selbstver-
pflichtung der Spitzenverbände der deutschen Wirt-
schaft genügen ließ.3 Schröder und Merkel setzen nun 
mit der Flexi-Quote noch eins drauf und bringen das 
Prinzip des „aktiven Nichthandelns“ konsequent zur 
Quadratur. Gesetzlich soll fest gelegt wer den, dass sich 
bestimmte Wirtschaftsunternehmen (DAX-30) freiwillig 
auf Maß nah men ver pflichten, wobei sie u.a. den Anteil 
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in Aufsichtsräten – zunächst war auch von Vorstän-
den die Rede – erhöhen, d.h. im Bundes durchschnitt 
binnen gewisser Frist verdreifachen mögen.4 Derzeit 
sind es circa 10 Pro zent Frauen in Auf sichtsräten,5 
im Einzelnen differiert der Anteil aber sehr. In einer 
schemati schen Darstellung des Bundesministe riums für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) zu den 
Stufen der Flexi-Quote vom März 2011 war noch von 
einer schnellen Realisierung die Rede, d.h. 2011 sollte 
bereits ein Gesetz verab schiedet werden, was bekannt-
lich nicht geschah. Die erste und die zweite Stufe des 
Schemas, die völlig freiwillig von Unternehmen ausge-
füllt werden sollte, laufen bereits, aber bis 2013 sollte 
eine Verdreifachung des jeweiligen Frauenanteils statt-
gefunden haben. Falls dies nicht der Fall ist, sollte auf 
der dritten Stufe eine gesetzliche Pflicht zur Selbstver-
pflichtung auf eine je weilige unternehmensspezifische 
Erhöhung gelten. Diese wäre zu veröffentlichen. Auf 
der vierten Stufe würde die „Sunset-Clause“ zur Geltung 
kommen: Wenn ein Unternehmen eine Frauen quote von 
30 Prozent im Aufsichtsrat bzw. im Vorstand erreicht 
hat, entfiele für dieses Unter nehmen die gesetzliche 
Verpflichtung zur Selbstverpflichtung. Wenn aber diese 
Zielmarke verfehlt würde, sollen Sanktionen „nach dem 
Gesellschaftsrecht“ greifen.6 Wann die vierte Stufe er-
reicht wird, ging aus der schematischen Darstellung 
nicht hervor.7 Im Oktober 2011 trafen sich Kristina 
Schröder, von der Leyen und andere Beteiligte dann 
mit Wirtschaftskreisen. Die Ankündigung, die danach 
herauskam, war wiederum wesentlich unkonkreter und 
enthielt überhaupt keine konkreten Vorgaben und Fri-
sten mehr.8 Dennoch bastelt das BMFSFJ derzeit (Ja-
nuar 2012) an einem Gesetzvorschlag zur Flexi-Quote.9 

Andere politische Akteure haben dagegen konkrete 
Gesetzentwürfe mit originären, d.h. nicht ins Belieben 
gestellten Verpflichtungen vorgelegt, so z.B. Bündnis 
90/GRÜNE im Bundestag bereits im Oktober 201010 und 
Nordrhein-Westfalen im Februar 2011 im Bundesrat. Bei 
letzterem Entwurf wird eine Steigerung auf 30 Prozent 
bis 1. Januar 2017 und auf 40 Prozent bis 2022 vorge-
sehen.11 Im Einzelnen ist es sicherlich sowohl gesetzge-
berisch als auch prak tisch nicht unkompliziert, geplante 
Steigerungsraten verbindlich festzulegen und dann 
auch bei Aktionärsversammlungen tatsächlich durchzu-
setzen. Vermutlich ist die Frage der Re krutierung mög-
licher Kandidatinnen noch die leichtere Übung; frag-
licher erscheint, ob diese dann auch gewählt werden; 
entscheidend dürfte es auf Druckmittel und Sanktionen 

an kommen. Auf Regelungsvorschläge soll hier nicht nä-
her eingegangen werden, denn wichtiger ist mir hier 
der grundsätzliche poli tische Zugriff auf das Thema: 
Worum geht es bei der Quotenforderung, warum wird 
sie jetzt und mit solcher Entschiedenheit vorgebracht, 
aber ministerial auch hartnäckig torpediert? Und was 
bleibt bei diesen Auseinandersetzungen außen vor? 

Obwohl die Bundesfrauenministerin mit der Bezeich-
nung der Maßnahme als „Flexi-Quote“ durchaus ein rhe-
torisches Zugeständnis zum mittlerweile bestehenden 
frauen politischen Konsens, dass eine Quote sein müsse, 
gemacht hat, scheut sie sich nicht, dennoch beim al-
ten Freiwillig keitsdogma zu bleiben. Die Wirtschaft soll 
(erst einmal) selbst bestimmen dürfen, ob und wie der 
Frauenanteil in den Aufsichtsräten – wohlgemerkt nur 
der DAX-30-Unter nehmen, und von den Vorständen ist 
jetzt keine Rede mehr – erhöht wird. Eine dirigistische 
„Fremdbe stimmung“, ein Macht- und Gesichtsver lust, 
soll den herausgehobenen Aktiengesellschaften bzw. 
„der Wirtschaft“ nicht zugemutet werden.     

Das war offenbar zu viel an Zumutung und Vertrö-
stung für die frauenpolitischen Akteurinnen der par-
lamentarischen und außerparlamentarischen Szene, 
sogar für diejenigen aus der eigenen Partei von Frau 
Schröder.  Im Dezember 2011 bliesen sie daher zum 
Gegenangriff, machtpsychologisch vermutlich ein Akt 
der Selbstbehauptung, um nicht kollektiv im Gefühl der 
Unterwürfigkeit und Subalternität zu versinken. Dem 
„Frauenaufstand gegen Schröder“ schloss sich auch 
die gleichstellungspoliti sche „Ur-Ministerin“ der CDU 
an: Rita Süssmuth unterschrieb ebenfalls spektakulär 
die „Berliner Erklärung“, das Dokument des Aufstandes, 
und plädierte klipp und klar für ein Ge setz mit fester 
Frauenquote.12 „Das sind wir uns schuldig“, fasste sie 
zusammen.  Es sei falsch, wenn Frau Schröder be-
haupte, ihre Flexi-Quote sei der Mittelweg zwischen 
der FDP, die gar nichts will, und den Frauen, die mehr 
wollen als sie. Vielmehr billige Schröder wiede rum der 
Wirtschaft zu, sich Quoten allenfalls selbst zu geben. 
Das habe in der Vergangenheit offenkun dig nicht ge-
klappt, einen weiteren Zeitverlust dürfe es jetzt nicht 
mehr geben. Süssmuth zieht den historischen Vergleich 
zu der fraktionsübergreifenden Durchsetzung des Ge-
setzes, das die Vergewaltigung in der Ehe schließlich 
nach 25 Jahren des Kampfes 1997 als solche strafbar 
machte. Wesentliche Voraussetzung und bereits Teiler-
folg des vereinten Kampfes war damals, dass bei der 
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Verabschiedung des Gruppenantrags im Bundestag der 
Fraktionszwang aufgehoben wurde. Auch bei anderen 
Themen wie Europa oder Migration sei es seitdem ähn-
lich gelaufen. Solche unkonventionellen Bündnisse 
seien möglich und eben manchmal nötig, es fänden 
sich dabei immer auch einzelne mutige Personen als 
WegbereiterInnen. Ein überparteilicher Gruppenantrag 
werde von manchen zwar als Drohgebärde gegen den 
Weiterbestand der Koalition gedeutet, das sehe Süss-
muth aber gar nicht so.   

So sind sich fast alle frauenpolitischen Akteurinnen 
einig, dass eine verbindliche Quote überfällig ist.13 
Frau enverbände wie der Deutsche Juristinnenbund 
(djb) und der Deutsche Frauenrat14 sind natür lich ve-
hement für eine verpflichtende Quote,15 im Bündnis mit 
dem djb hat eine Gruppe von Aktionärinnen16 ebenfalls 
derartige Forderungen erhoben, über 70 Hauptver-
sammlungen von Kapitalgesell schaften besucht und 
dort Fragen nach den Frauenanteilen und den angeb-
lichen Bemühun gen der Unternehmen um Erhöhung des 
Anteils gestellt.17 Die engagierten Aktionärinnen, die 
auch meist Mitglieder im djb sind, haben zusammen 
mit dem djb und finanziell sogar unterstützt vom BM-
FSFJ Broschüren mit fachlichen Artikeln, Argu menten 
und Zahlen vor gelegt.18 Auch die Europäische Union 
macht Druck: EU-Kommissarin Viviane Reding drängte 
die Bundesregierung bereits vor einiger Zeit, eine 
Quote schon 2011 gesetzlich zu verordnen.19 Juristische 
Argumente scheinen weithin aus dem Wege geräumt zu 
sein,20 sogar die Konferenz der JustizministerInnen der 
deutschen Bundes länder hat sich für die Quote ausge-
sprochen;21 der dort vorgelegte und gebilligte Bericht 
ist gleichzei tig ein Rechtsgut achten, das im Prinzip 
„grünes Licht“ für eine Frauenquote gibt. 

Die Frauenquote für Aufsichtsräte – eine neue 
Ausgangsbasis für parlamentarische Frauenpolitik 
jenseits der Parteiraison?

Die nächsten Monate werden erweisen, wie nach-
haltig diese Ansätze zu überparteilicher Frauensoli-
darität in der Sache mit der Quote für Aufsichtsräte 
sein werden. So gut und richtig der Aufstand und die 
Quotenforderung als solche sind, so verwunderlich ist 
doch die de monstrative Einigkeit in der Front gegen 
die Ministerin angesichts einer sehr selektiv ange-
legten Repräsentations for derung. Die Quote soll als 
Politikforderung und Instrument be kanntlich der 
schwerwiegenden Ungerechtigkeit gegenüber Frauen 

beim Zu gang zu und der Teilhabe an den Ressourcen 
und Lebenschancen dieser Gesellschaft abhel fen, weil 
formale Gleichberechtigung dies mitnichten ermög-
licht bzw. bewerkstelligt hat. Aber denken wir beim 
Thema Ungerechtigkeit und Benachteiligung zuerst an 
Aufsichts rats posten? Warum hier solche Einigkeit und 
Dringlichkeit zugunsten einer Forderung für ohnehin 
Privilegierte? 

Und was ist aus dem alten Widerstand gegen das 
Quotenprinzip geworden, der doch in der CDU/CSU und 
bei vielen Karrierefrauen, die nie „Quotenfrauen“ sein 
wollten, lange hoch gehalten wurde? Für Positionen 
an der Spitze soll das nun keine Rolle mehr spielen!? 
Warum vereinen sich (Staats-)Feministinnen aus allen 
Bereichen hinter einer Forderung, deren Nutzen für die 
meisten Frauen dieser Gesellschaft wohl allenfalls sym-
bolisch sein kann? Es geht jetzt – anno 2012 – um 
„Frauen an die Spitze“ und dabei eben auch um Frauen 
„an der Spitze“ oder zumindest kurz davor. D.h. Frauen, 
die bereits Karriere gemacht haben, aber eben nicht 
in hohe und höchste Führungspo sitionen vorgedrun-
gen sind. Genau dies soll aber ermöglicht werden, d.h. 
der hartnäckige Frauenausschlussmechanismus seitens 
der homo sozialen Männerbünde soll geknackt werden. 
Hier stellt sich zunächst die Frage: warum ist dies so 
dringlich? Denn es ist unschwer absehbar, dass auch 
ein höherer Frauenanteil „an der Spitze“ solcher Unter-
nehmen nicht die strukturellen Benachteiligungen von 
Frauen in der Erwerbsarbeit und darüber hinaus in der 
Gesellschaft mildern und bekämpfen würde. 

Die Erwartung, dass Frauen anders, besser „füh-
ren“ und sich dies zum Wohl der Unternehmen, aller 
Beschäf tigter, der KundInnen oder Wirtschaftsbezie-
hungen auswirken würde, kann wohl realisti scherweise 
nicht dahinter stehen. Die bisweilen angeführten 
wirtschaftlichen Erfolge (siehe obiges Statement von 
Heide Oestreich), die nach US-amerikanischen Unter-
suchungen von Unternehmen mit mehr Managerinnen 
hervorgebracht werden, erscheinen doch eher als rhe-
torischer neoliberaler Vorwand und müssten bezüg-
lich der Kausalitäten und Übertragbarkeiten überprüft 
werden. Überhaupt sind Füh rungskräfte beiderlei Ge-
schlechts als Individuen vermutlich nicht so wirkungs-
mächtig, dass man sich wesentliche Veränderungen in 
den Methoden und Zielen des Wirtschaftens erwarten 
könnte, jedenfalls nicht kurzfristig. Die Weichen der 
Qualifizierung und wirtschaftsideolo gischen Ausrich-
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tung heutiger ManagerInnen, auch solcher im Warte-
stand unterhalb der obersten Ränge, wur den in den 
neoliberalen Jahrzehnten der Vergan genheit derart ge-
stellt, dass auch von Frauen, die in diesem System „ge-
lernt ha ben“, keine radikale Kehrtwende zu erwarten 
wäre. Die General debatte darüber, was „gute Führung“ 
ist und wel che Ziele und Methoden das Wirtschaften 
haben sollte, wird also kaum von den Newcomer-Auf-
sichtsräten geführt werden können. Ohnehin ist Frauen 
nicht automatisch qua Geschlecht die größere Kompe-
tenz und bessere Sozialverträglichkeit, oft nicht ein-
mal die stärkere Berücksichtigung von Frauenbelangen, 
zu unterstellen. Wenn das also nicht der Grund für die 
Quotenforderung ist, was dann?

Symbolische Repräsentation, wenn schon kaum 
noch Reales zu bewegen ist? 

Vielleicht geht es tatsächlich nur um die Symbolik 
des Grundsätzlichen, und um Hoffnungen, den Quo-
tengedanken auch in anderen Bereichen der Gesell-
schaft wieder zu be leben! Wie sieht es also mit der 
Quote in „normaleren“ Bereichen aus? Die Quote als 
Vor rangregelung existiert für Beschäftigungs- und Be-
förderungspositionen des öffentlichen Dienstes, spielt 
aber in der Praxis eine wenig beachtete Rolle, und die 
in den politischen Parteien gibt es tatsächlich als frei-
willige Selbst verpflichtung – mit mehr oder weniger 
Erfolg. 

Rechte, Repräsentation und Partizipation hän-
gen eng miteinander zusammen. Überhaupt (gleiche) 
Rechte zu haben, ist die Mindestvoraussetzung für die 
gesellschaftliche Eman zipa tion benachteiligter Grup-
pen, denken wir etwa an das Frauenwahlrecht, des-
sen Erlangung (1918/19) in Deutschland noch lange 
nicht zu angemessener Repräsentation und politischer 
Partizipation führte. Ein Recht zu haben, heißt noch 
nicht viel für die tatsächliche Inanspruchnahme und 
die Opportunitätsstrukturen des Gebrauchs. In einer 
Demokratie sind Rechte und Reprä sentation eng ver-
knüpft, und idealerweise ist der Zusammenhang so ge-
dacht, dass gleiche staatsbürgerliche, zivile, politische 
und auch wohlfahrtsstaatliche Rechte zu einer entspre-
chenden Repräsentation und schließlich auch Partizi-
pation an den Chancen und Ergeb nissen führen sollten, 
nicht nur für Individuen, sondern auch für gesellschaft-
liche Gruppen und Schichten. Soziale, geschlechter-
politische oder ethnische Benachteiligungen sollten 
auf diese Weise im Spannungsfeld von formalen Rech-

ten, politischem Ausgleich ungleicher Start- und Förde-
rungschancen und allmählicher Ausdif ferenzierung und 
Verbesserung von Teilhabe strukturen gemildert werden. 
Nicht erst seit der Kontroverse zwischen Nancy Fraser 
und Axel Honneth über „Umverteilung oder Anerken-
nung“22 wissen wir, dass zur Bewirkung feststellba rer 
Verbesserungen allerdings wirklich ein gewisses Maß 
an „Umverteilung“ realer Mitspra che und materieller 
Ressourcen gehört. D.h. allein durch „Anerkennung“ 
berechtigter Forderun gen und durch symbolische Re-
präsentation lässt sich ein solcher ausgleichender Wan-
del nicht bewirken. Insofern ist die Forderung nach 
besserer oder zumin dest stärkerer Repräsentation auch 
in den attraktiven Positionen und Führungsrängen der 
Wirtschaft als Forderung nach Umverteilung vollkom-
men richtig und konsequent. Allerdings erscheint die 
Forderung als isolierte politische Kampfparole, hinter 
der sich nun frauenpolitische Prota gonistInnen vieler 
Richtungen, die sich sonst kaum auf gemeinsame Posi-
tionen einigen kön nen, etwas befremdlich, denn diese 
Forderung würde, selbst wenn sie verwirklicht wird, so 
gut wie nichts zur Umverteilung sozialer Teilhabe brei-
terer Kreise von Frauen in der Gesellschaft beitragen. 
Paradoxerweise hat sie vielleicht deshalb eine so hohe 
Einigungskraft.  

Es geht also exemplarisch um eine bewusst sym-
bolische Politikforderung nach bes serer bzw. ange-
messener Repräsentation von Frauen auch und gerade 
im „Hochpreissegment“ von Wirt schafts karrieren. Auf 
diese Weise könnte signalisiert werden, dass das Gleich-
stellungsanliegen und diejenigen, die es durchsetzen, 
mittlerweile so mächtig sind, dass sie auch die mäch-
tigen Wirtschafts kreise in die Knie zwingen und somit 
ein Zeichen set zen können, womit „von Staats wegen“ 
die Zugehörigkeit „moderner“ qualifizierter Frauen, 
Ehefrauen, Töchter oder Lebensgefährtinnen zu den im 
System „Angekommenen“ anerkannt wird. Da von lassen 
sich wiederum Folgewirkungen in anderen frauen- und 
gleichstellungs politisch wichtigen Bereichen erwarten, 
die vermutlich ebenfalls auf einer eher symbolischen 
Ebene liegen, aber immerhin eine Vorwärtsdynamik 
versprechen. Politisch geht es also um „Anerkennung“. 
Die Skandalisierung der minimalen Frauenanteile in 
Spitzenpositionen, die die Wirtschaft „freiwillig“ her-
vorgebracht hat, hat allen vor Augen geführt, dass eine 
„Aner kennung“ der Leistungen und Qualifizierungsfort-
schritte der „tüchtigen Frauen“ gerade von Seiten der 
Privatwirtschaft nicht kommen wird. Allen Beschwö-
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rungen der Leistungs ge sell schaft und der Gleichberech-
tigung zum Trotz bleibt es ganz offensichtlich beim 
Frauen aus schluss, beim attributierten Außenseitertum 
der Frauen, selbst der systemkonformen Elite.  Hier 
kommen nun der Staat und die Politik ins Spiel. Denn 
ihnen obliegt es, Gegenakzente zu setzen und der Wirt-
schaft die nötige Anerkennungshaltung abzutrotzen. 
Genau dies wird aber seit gut 10 Jahren von der Politik 
– koalitionsübergreifend – verweigert. Noch immer und 
immer wieder macht die Bundesregierung den Kotau 
vor der Wirtschaft und unterlässt ganz bewusst so die 
Parteinahme für die Anerkennung der Frauenelite, die 
tüchtig und systemkon form ist und auch sonst alle Lei-
stungskriterien erfüllt, währenddessen die „deutsche 
Wirtschaft“ und ihre Manager  nicht gerade durchge-
hend mit positiver Performance durch die Wirtschafts- 
und Finanzkrisen unserer Zeit stolpern. Wenn dann 
eine Frauenministerin wie Kristina Schröder dennoch 
hartnäckig und offenbar auf Geheiß der Kanzlerin, die 
stur der FDP und der neoliberalen Machtsymbolik folgt, 
eine solche Konstruktion wie die Flexi-Quote hochhält, 
so kommt dies einer narzistischen Kränkung der ver-
sammelten Frauenelite aller Staats- und Wirtschafts-
feministinnen gleich. Wieder und noch immer soll die 
„Anerkennung“ verweigert werden, immer noch soll die 
Wirtschaft selbst bestimmen dürfen, ob sie „frei willig“ 
personelle Zugeständnisse an die andere Hälfte der Ge-
sellschaft macht oder eben nicht.  

Im Hinblick auf das Staatsziel der Durchsetzung von 
Gleichberechtigung und dem Abbau von Hindernissen 
verfehlt die Politik hier ganz offensichtlich ihre Auf-
gabe, und dies wird in der Person von Kristina Schröder 
besonders deutlich. Dabei liegt es doch so nahe, dass 
die regierungsamtliche Politik wenigstens im Ansatz 
„responsiv“ sein muss und die Anliegen von Frauen, 
die von der Privatwirtschaft nicht befriedigt werden, 
durch staatliche Maßnahmen fördern muss. Wenigstens 
„Anerkennung“, wenn schon keine wirkliche Umvertei-
lung, sollte das darauf ausgelegte Ministerium betrei-
ben! Es dürfte der CDU/CSU/FDP-Koalition doch ideal 
entgegenkommen, dass sich der Ehrgeiz der neuen 
Frauenelite nunmehr auf die Führungssessel der Privat-
wirtschaft richtet. Orientie rungspunkt der ministerialen 
Politik sind schon seit von der Leyen jedenfalls nicht 
mehr die „normalen“ Frauen, sondern eher die Heraus-
gehobenen, die „neuen Tüchtigen“, die als neue „role 
models“ fungieren. 

Insofern könnte die Parteinahme des Staates für 
symbolische Anerkennungsforderungen wenig stens an 
die Stelle der inzwischen in Ungnade gefallenen Strate-
gie des Gender Mainstreaming treten. Aber Frau Schrö-
der erkennt nicht einmal, dass insofern Ersatz für das 
von der schwarz-gelben Koalition ungeliebte Gender 
Mainstreaming geschaffen werden muss. 

Ein Minimum an staatlicher Parteinahme und Un-
terstützung für Gleichstellung im Erwerbsleben 
muss sein!

Nachdem die „alte Frauenpolitik“, die sich etwa  
mit Frauen- und Gleichstellungsbe auftragten an der 
Verwaltungsbasis, mit Vereinbarkeits- und Förder-
maßnahmen von „unten nach oben“ als Advokatur 
der Benachteiligten verstand, als defizitär empfunden 
wurde, propagierten Staatsfeministinnen entspre-
chend der in den 1990er Jahren entwickelten EU-Linie 
die neue Strategie des Gender Mainstreaming. Anfang 
des neuen Jahrhunderts hielt diese Strategie Einzug in 
Deutschland. Propagiert wurde, dass das Geschlecht in 
allen Politik- und Verwaltungsbereichen „mitzubeden-
ken“ sei; bei allen Vorhaben sollten die Aus wirkungen 
auf Frauen und Männer getrennt und bewusst erhoben 
oder im Wege der Gesetzes folgenabschätzung vorab re-
flektiert werden. 1999 verankerte die rot-grüne Bundes-
regierung diese Strategie in ihrer Geschäftsordnung. Mi-
nisterien entwickel ten Pilot projekte und Evaluationen, 
Mitarbeite rInnen wurden geschult und „gender-sensibi-
lisiert“. Ein echter Erfolg blieb aber wohl aus, zumal 
gerade die „großen“ Gesetzesmaß nahmen, namentlich 
der „Agenda 2010“ bzw. der „Hartz-Gesetze“ über weite 
Strecken das krasse Gegenteil von Gendersensibilität 
bewiesen.23  Hier wurde Gender Mainstreaming geradezu 
als Etikettenschwindel betrieben, indem in jeweiligen 
Präambeln ein Bekenntnis zum hehren Prinzip veran-
kert oder die Behauptung untergebracht wurde, der-
artige Aus wirkungen auf  Gleichstellungsaspekte seien 
beachtet worden oder wür den zumindest durch die Eva-
luationen der Refor  men berücksichtigt werden können. 
Letztlich dürfte die groß an gelegte Gender Mainstrea-
ming-Kampagne durch solche „Ausreißer“ konterkariert 
worden sein. Viele drängende Prob leme der Gleichstel-
lung, vor allem im Erwerbsleben, wurden in den letzten 
zehn Jahren bun despolitisch geradezu sträflich ver-
nachlässigt: Von gleicher Be zahlung sind Frauen weit 
ent fernt, weiter als je zuvor (23 Prozent Gender-Pay-
Gap), ge rechtere Arbeitsbewertung macht logischer-
weise wenig Fortschritte bei sinkenden Reallöhnen und 
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rasanter weiterer Prekarisie rung der Arbeitsverhält-
nisse, gerade im Frauen- und Teil zeitbereich (Mini-Jobs 
mit Hartz-Gesetzen ausgeweitet). Andere Stichworte 
sind: kein gesetzlicher Mindestlohn, aber Ausbau des 
Niedriglohnsektors, namentlich in haushaltsnahen 
und pflegenden Berufssegmenten, und natürlich die 
Weiter existenz des steuerlichen Ehegattensplitting, 
welches das männliche Ernährermodell subventio-
niert, die Aufnahme einer nachhaltigen Erwerbsarbeit 
für Ehefrauen durch Negativ-Anreize aber konterkariert 
und letztlich ein schwaches Alibi dafür darstellt, dass 
der Staat mit der Anrechnung von Partner einkommen 
und –vermögen im Sozialrecht der Grundsicherung die 
solidarische kollektive Exis tenzsicherung weiter pri-
vatisiert hat.24 Frauen in Deutschland verfügen trotz 
steigender Er  werbstätigenquoten in relativ geringem 
Maße über eine ausreichende eigenständige Existenz-
sicherung, ihr Arbeitsvolumen ist wegen der staatlich 
propagierten Teilzeit und Niedriglohn politik deutlich 
niedriger als in den von der Wirtschaftskraft vergleich-
baren skandinavischen Ländern, aber auch geringer 
als etwa in Frankreich.25 Frauen in Deutschland sind zu 
hohen Anteilen von Zahlungen durch Angehörige, vor 
allem Ehemänner und Lebensgefährten, ab hängig, oft 
ohne darauf einen Rechtsanspruch zu haben. Die Liste 
ließe sich fortsetzen, einen guten Überblick gibt der 1. 
Gleichstellungsbericht, der im Januar 2011 von einer 
Sachver ständigenkommission an die Bundesregierung 
übergeben wurde.26     

Angesichts all dessen verwundert die Hartnäckig-
keit und Lernunfähigkeit von Schröder und Merkel im 
Hinblick auf die Quotenforderung als Inbegriff einer 
schlichten Erwartung der Anerkennung von Frauen als 
gleichrangige Erwerbsbürgerinnen und Leistungsträ-
gerinnen der Wirtschaft. Die Eskalation der Empörung 
wird nachvollziehbar und die Zumutung der Flexi-Quote 
liegt offen zu Tage. 

Andererseits verwundert die selektive Fokussierung 
auf die Forderung nach einer Frauenquote für Aufsichts-
räte. Warum nicht weitere strukturelle Forderungen 
nach einer Gesamtstrategie, die nicht nur symbolische 
Anerkennung, sondern materielle Umverteilung ent-
hält? So viele andere überfällige Maßnahmen der Ar-
beits-, Sozial- und Familienpolitik liegen seit Jahren in 
Vorschlags- und Forderungsform vor.27 Si cherlich kann 
„frau“ das eine fordern und muss das andere nicht las-
sen! Aber die öffentliche und mediale Aufmerk samkeit 

und das re gierungs-, partei- und organisationspolitische 
En gagement der Akteurinnen schei nen doch recht un-
gleich verteilt zu sein auf die mög lichen Forderungska-
tegorien: hier die Quote, auf die sich alles fokussiert, 
und da die anderen, meist uralten und insofern lang wei-
ligen Forde rungen der politischen Alltagsniederungen. 
Der Ministerin Schröder wird es so einerseits auch leicht 
gemacht, die längst überfälligen „langweiligen Uralt-
Forderungen“ weiterhin zu ignorieren. 

So gesehen lassen sich Regierung und Opposition 
andererseits offenbar gerne darauf ein, einen Neben-
schauplatz, der allenfalls symbolische Bedeutung ha-
ben kann, mit Eifer, Leidenschaft, Berechnung und Raf-
finesse zu beackern. Ist es ein Trend, dass Gleichstel-
lungspolitik – wie auch Europa- oder Klimapolitik, Wirt-
schafts- und Steuerpolitik und vieles andere – nicht 
mehr nach Inhalten und angestrebten Realeffekten 
betrieben wird, sondern danach, mit wel chen symbo-
lischen Forderungen und Erfolgen Medien, Publikum, 
WählerInnen oder Bündnis partner mental beschäftigt 
und so bei der Stange gehalten werden können!?  

Entdramatisierung oder Repolitisierung der 
Quote als Gleichstellungsinstrument?

Bei aller Skepsis bezüglich der politikstrategischen 
Bedeutung der Quotendiskussion für Aufsichtsräte ist 
das wiederaufgelebte sachliche Interesse für die Quote 
ein eindeutiger Pluspunkt. Daher ist es auch an der 
Zeit, den Diskussions- und Entwicklungsprozess zur 
Quote genauer zu betrachten. Was ist die Quote eigent-
lich? Eine Zielvorstellung, Selbstzweck oder Mittel zur 
Erreichung von Ge schlechtergerechtigkeit? Ein Rechts-
instrument oder eine Politikstrategie, die bestimmte 
sym bolische Repräsentations- und Partizipationsforde-
rungen anerkennt, die Realisierung aber dennoch ins 
Unbestimmte verschiebt? Eine Stilfrage, ein PR-Instru-
ment oder gar ein Ablenkungsmanö ver? Dabei gilt es 
mehr zu analysieren als die neue Forderung nach der 
Frauenquote in den Führungs rängen der Privatwirt-
schaft. Denn die Quote hat eine Geschichte. Zunächst 
einmal wurde die Forderung für eine zwar auch nur 
selektive, jedoch immerhin breitere Schicht von Nutz-
nießerinnen als die heutige Quotenforderung für Auf-
sichtsräte erhoben. Frauen sollte der Zugang zu den 
attraktiveren Beschäftigungs positionen im öffentlichen 
Dienst erleichtert wer den, in denen sie immer noch er-
heblich unterrepräsentiert waren und heute noch im-
mer sind, auch wenn zum Teil deutliche Steigerungen 
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des Frauen anteils stattgefunden haben. Hat die Quote 
im öffentlichen Dienst die Aufstiegs verhältnisse und 
die Geschlechterstrukturen der attraktiveren Ränge tat-
sächlich nachhaltig verändert? Und was hat das bewirkt 
für die Wertschätzung und Honorierung von Positionen 
und Tätigkeiten in vermeintlich oder tatsächlich „femi-
nisierten“ Bereichen? Doris M. Lucke schreibt in ihrem 
mikrosoziologischen tour d’horizon-Aufsatz zu Frauen 
in „SpitzenPositionen“: „Fast schon tragisch und nicht 
frei von gleichstellungspolitischer Ironie ist, dass über-
all dort, wo die Frauen anteile in bisherigen Männerdo-
mänen eine kritische Marge übersteigen und die Tole-
ranzräume der Tokens zu sprengen drohen, wo diese 
bisher noch aus dem Rahmen fielen, gesetzesähnliche 
Entwertungsprozesse einsetzen, deren Regelhaftigkeit 
als Wechselwirkung zwischen Feminisierung und gesell-
schaftlicher Abwertung durch Ergebnisse aus Berufs-
forschung und Professionssoziologie empirisch belegt 
ist. […] Dringen Frauen in der Wis senschaft, wie dies 
noch in den 1980er Jahren der Fall war, in mehr als nur 
bundesweit be kannten Einzelfällen in die ProfessorIn-
nenLiga vor, wird die Universität zur Fachhoch schule 
und aus dem professoralen Hochschullehrer die post-
gym nasiale Schullehrerin.“28 Ähnliches diagnostiziert 
Lucke für Feminisierungstendenzen in der Politik, aus 
der sich Männer dann in die lukrativeren Wirt schafts-
positionen zurückziehen. Zu solchen Beobachtungen 
sind bislang wohl kaum zusammenfassende und erklä-
rende Untersuchungen getätigt worden.  Größer an-
gelegte Forschung würde sich vermutlich lohnen. 

Im Rückblick auf die historischen Prozesse der letz-
ten Jahrzehnte ist etwa zu fragen, ob die Quote, d.h. 
Vor rangregelungen oder Steigerungsanordnungen in 
den Landesgleichstellungs gesetzen für den öffentlichen 
Dienst, wirklich „als Rechtsinstrument“ Wirkung ge-
zeigt hat oder vielmehr „nur“ ein „personalpolitisches 
Druckmittel“ oder willkommener Anlass war, wenn be-
stimmte Kräfte ohnehin aus erwählte bzw. protegierte 
Frauen in der Stellenhierarchie voranbringen wollten. 
Die Gründe, warum die Entscheidung zugunsten einer 
Frau fällt, sind vielfältig, sie müssen nicht immer vom 
allgemeinen Gedanken der Frauen- und Gleichstel lungs -
förderung getragen sein. So kann es beispielsweise auch 
die Ablehnung eines pro filierten Mannes sein, dem eine 
als „anpassungsfähig“ und „beeinflussbar“ wirkende 
Frau, zu deutsch: eine „ge neh me“ Person  vorgezogen 
wird. Auch und gerade in den Hochschulen sind solche 
„Anwen dungen“ des Frau enfördergedankens nicht sel-

ten zu beobachten. Tatsächlich kommt es im Wesent-
lichen darauf an, wer an den Personalentscheidungen 
mitwirkt und welche informellen Kal küle dabei eine 
Rolle spielen. Mit Qualifikation und Bestenauslese hat 
das oft nicht viel zu tun. Insofern wäre es interessant, 
hier nach Verwaltungs be reichen zu differenzieren und 
fest zustellen, inwieweit die Personalentscheider und 
Ent scheiderinnen mehr oder weniger frei willig mehr 
Frauen „hereingeholt“ haben und welche sachgerechten 
oder sachfremden Grün de dabei ausschlaggebend wa-
ren. Vermutlich stößt empirische Forschung hier aber 
an Gren zen der Aufklärbarkeit von Personalentschei-
dungen. Interessant und durchaus erhebbar wäre je-
doch die Frage, ob die Quote in nennenswer tem Aus-
maß als Rechts instrument „von unten“, d.h. durch die 
Betroffenen und ihre Agen turen (z.B. Gleichstellungs-
beauftragte) genutzt werden konnte, wenn schon eine 
Orientierung am Ziel der Gleichstellungsförderung aus 
schlichtem Respekt gegenüber dem Gesetz eher unwahr-
scheinlich ist. Auch darüber gibt es keine zusammen-
hängende Untersuchung. 

Dem ungenauen Wissen über die Kausalitäten ent-
spricht die Unsicherheit in der Bewertung der personal-
politischen Resultate der realisierten Frauenförderung. 
Frauen, die in attraktive Positionen, Beförderungs-
ämter und Karriereposten der Wirtschaft  vordringen 
oder „vorgelassen werden“, sind von unterschiedlichem 
Temperament, Standing und Charakter, manche leug-
nen Schwierigkeiten und sehen das Erreichte nur als 
Lohn ihrer individuellen Bemühungen, im ungünstigen 
Falle nehmen sie sogar die Rolle von „Türhüte rinnen“ 
ein, die gerade Geschlechtsgenossinnen davon abhalten 
wollen, ihnen Konkurrenz zu machen. Andere erkennen 
die Probleme und versuchen es Geschlechtsgenossinnen 
zu er leichtern, ebenfalls in attraktive Positionen vorzu-
dringen, viele aber spüren den Bewährungs druck der 
Newcomer-Gruppe und passen sich deshalb allzu leicht 
den antizipierten Erwartun gen an, was ihre Krea tivität, 
Produktivität und vermutlich ihr berufliches Selbstbe-
wusstsein mindert. So ent täuschend dies aus system-
kritischer Sicht ist, so beruhigend ist es für diejeni gen, 
die den radikalen Umbruch oder Zusammen bruch des 
Systems durch das Vordringen von Frauen und wei-
teren „Außenseitern“ fürchten. Zu ihrer Beruhigung 
lässt sich sagen, dass die Quote einen Großteil ihres 
Schreckens verliert, weil sie im Grunde nichts wirklich 
radikal verändert. Die Personalentscheidungen wer-
den weiterhin von densel ben Amts- oder Positionsin-
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habern oder politischen Gremienmehrheiten getroffen, 
nur eben mit leicht steigendem Frauenanteil, aber 
sonst un veränderten hierarchi schen oder demokrati-
schen Strukturen, und die Entscheider  kön nen sich 
aus einem leicht variierten Personal pool immer noch 
die „genehmen“ oder „re lativ genehmen“ aussuchen. 
Während die Vorstellung einer Kanzlerin vor 2005 viele 
ZeitgenossInnen noch mit Grauen, Miss trauen oder ide-
alistischen Hoffnungen erfüllte, ist die Weiblichkeit der 
Kanz lerin Merkel heute schon lange kein Thema mehr. 
Vieles ist eine Frage der Gewöhnung. Wenn das für das 
Bundeskanzleramt zutrifft, so erst recht für das Ge-
schlecht von Wirtschaftsrepräsentanten. 

Eine weitere Verwendung hat die Frauenquote be-
kanntlich in der deutschen Politik selbst gefunden, 
nämlich als freiwillige Maßnahme fast aller etablierten 
Parteien bei der Be setzung von Führungs ämtern und 
für die Kandidatenaufstellung bei Wahlen. Zwar gibt es 
kein Parité-Gesetz wie in Frankreich,29 welches verbind-
liche gesetzliche Regeln für die Kandi datInnen listen 
vorschreibt, aber dafür scheint die Frauenquote doch 
ein positives Ele ment des poli tischen Wettbewerbs um 
Wählerinnenstimmen zu sein. Sollte sich ausgerechnet 
im demo kratischen Bereich der politischen Willensbil-
dung der Wettbewerbsgedanke pragma tisch und ohne 
Gesetz durch gesetzt haben? 

Es fing mit der neuen Partei der GRÜNEN an, die 
ab 1985 eine paritätische Vertretung von Frauen und 
Männern auf ihren Kandidatenlisten vorsah so wie eine 
„Doppelspitze“ in der Partei- und Fraktionsführung. 
Das spornte auch die SPD an, die sich 1987 auf eine 
25-Prozent-Quote und 1988 auf 40 Prozent Frauen bei 
Kandidaturen und in Parteiführungs gremien einigte. 
Nach der deutschen Vereinigung gab sich die PDS und 
spätere „Linke“ eine 50-Prozent-Frauenquote. Die CDU 
diskutierte in den 1990ern über das „Quorum“ (min-
destens ein Drittel Frauen), 1995 scheiterte die For-
derung noch, 1996 wurde sie dann für fünf Jahre 
probeweise beschlossen und 2001 entfristet. Die CSU 
beschloss erst im Oktober 2010 eine Frauenquote für 
die eigenen Führungsgremien. Nur die FDP verweigert 
sich der Frauenquote bislang standhaft.30 Die realen 
Geschlechteranteile der Mitglieder der Parteien und 
die Frauenanteile in den Fraktionen des Bundestags, 
der Länder und Kommunen sind dennoch sehr unter-
schiedlich und erreichen oft die selbst gesetzten Quo-
ten nicht. So betrug der Frau enanteil im Bundestag 

(Stand nach der Wahl 2009) 32,79 Prozent. Jedoch 
sind die Frauenan teile der einzelnen Fraktionen sehr 
unterschiedlich.31 Ebenfalls größere Bandbreiten wei-
sen die Frauenanteile in den deutschen Länderparla-
menten auf und noch stärkere Diskre panzen zeigen sich 
auf der kommunalen Ebene. Bei den Parteiführungs-, 
Parlaments- oder Regie rungsämtern ist zu beobachten, 
dass ähnlich wie in den Beschäftigungsbereichen von 
Ver waltung und Privatwirtschaft und erst recht wie in 
den Führungsetagen der Wirtschafts unter nehmen, der 
angestrebte Frauenanteil in den jeweils unteren und 
„machtfernen“ Rängen oder „weicheren“ Bereichen 
eher erreicht wird als in den „machtnahen“ und „här-
teren“ Sektoren. International wird von „gläserner De-
cke“ gesprochen. Selbst für den öffentlichen Dienst 
bi lanzierte der Deutsche Juristinnenbund auf seiner 
Herbstkonferenz 2011 das weitgehende Fortbestehen 
einer gläsernen Decke.32 Dennoch lässt sich für die Zeit 
von den 1980er Jah ren bis etwa 2000 ein deutlicher 
Anstieg des Frauenanteils in der Politik und den Par-
lamenten feststellen, der nicht gering zu schätzen ist 
und das Gesicht der politischen Repräsentation und der 
Verwaltung in der Bundesrepublik deutlich verändert 
hat. 

Die rechtliche Zulässigkeit von Quoten
Während die freiwilligen Quoten in den Parteien 

keine rechtlichen Probleme aufwerfen, wurde um ver-
bindliche Vorrangregelungen für Beschäftigungsposi-
tionen anfangs heftig ge stritten. Zwar hatten Frauen 
auch schon vor 30 oder 40 Jahren gleiche Rechte auf 
aka demi sche Ausbildungen, auf freie Berufswahl und 
Wahl der Arbeitsstelle, bei den Bewer bungen im öffent-
lichen Dienst galt von jeher das Gebot der Bestenaus-
lese und Gleichbe handlung ge mäß Art. 33 Abs. 2 GG. 
Die faktischen Chancen wa ren jedoch ungleich, und 
sind es auch heute noch, sogar im öf fentlichen Dienst, 
für den seit den 1990er Jahren landes rechtliche Frau-
enförder- oder Gleich stellungsgesetze gelten. Erst recht 
gibt es für Frauen meist keine Chancengleichheit in der 
Privatwirtschaft. Dort galt  bis 1980 nicht einmal ein 
einfachgesetz liches Diskriminie rungsverbot, erst durch 
die EWG-Richtlinien aus den Jahren 1975 und 197633 
wurden die Mit gliedstaaten dazu ge zwungen, ein sol-
ches Verbot für das Berufsleben einfachgesetzlich zu 
implementieren (in Form der §§ 611a ff. BGB), das sich 
heute im All gemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) 
als Diskriminierungsverbot aufgrund des Geschlechts 
und anderer Merkmale fortsetzt. Es dauerte lange und 
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war ein mühsames Ping-Pong-Spiel zwischen dem Eu-
ropäischen Gerichtshof (EuGH) und den nationa len 
Gerichten und Gesetz gebungen, bis das Verbot der 
Geschlechts dis kriminierung normativ einigermaßen im 
Sinne der Richtlinien ausgestaltet war.34 In der Realität 
gab und gibt es noch immer allzu viele Schlupflöcher 
und Umgehungsmethoden, um die An wendung von Ge-
schlechtergleich be handlung zu unterlaufen. 

Die Quote wurde daher von ihren BefürworterInnen 
für notwendig gehalten, weil sie die fak tische Ungleich-
behandlung und Chancenungleichheit für Frauen bei 
Bewerbungen ausglei chen helfen sollte. Insofern galt 
und gilt die verfassungsrechtliche Gleichberechtigung 
in Ge stalt des Art. 3 Abs. 2 GG („Männer und Frauen 
sind gleichberechtigt.“) immer als Bezugs norm. Aller-
dings wurde von Gegnern sogleich eingewandt, dass 
Art. 3 Abs. 3 GG ebenso ein Verbot enthalte, aufgrund 
des Geschlechts zu bevorzugen. Eine Frauenquote kon-
stituiere ei nen Vorrang und sei daher eine Bevorzugung 
von Frauen und eine Benachteiligung von Män nern. An-
fängliche Forderungen der GRÜNEN in einem Entwurf 
eines Antidiskriminierungs gesetzes sahen eine „starre“ 
Quote vor, d.h. es sollten solange Frauen eingestellt 
oder beför dert werden, bis ein 50-Prozent-Anteil er-
reicht ist. Dies brandmarkten Quotengegner natürlich 
als verfassungswidrig. 

Es entstand jedoch eine Vielzahl von kontrover-
sen juristischen Aufsätzen, Büchern und Gut achten, 
darunter auch quotenfreundliche Abhandlungen, die 
rezipiert wurden. Besonders ein Gutachten von Ernst 
Benda, dem ehemaligen Präsidenten des BVerfG, kam 
1986 zu dem Er gebnis, dass der Ge setzgeber für den 
öffentlichen Dienst eine gewisse Gestaltungsfreiheit 
habe, um der Ge schlechtergleichberechtigung im So-
zialstaat auch faktische Geltung zu ver schaffen.35 Noch 
prononciertere Deutungen interpretierten die Frauen-
quote als geradezu erforderliche „positive Maß nahme“, 
die unter bestimmten Voraussetzungen zulässig sei, um 
gegen männliche Dominanz und Chancenungleichheit 
vorzugehen. Hier sind Autorinnen wie Heide M. Pfarr, 
Vera Slupik, Ute Sacksofsky, Sibylle Raasch und Su-
sanne Baer zu nennen.36 Verstärkung erhielt diese pro-
aktive Interpretation durch den Nachtar beitsbeschluss 
des BVerfG, mit dem der Erste Senat eine Durchsetzung 
der Gleichberechti gung in der gesell schaftlichen Rea-
lität forderte.37 Nach der deutschen Vereini gung und 
unter dem entsprechen den Innovationsdruck gelang 

es 1994 sogar, das Staatsziel der Verwirkli chung der 
Gleich berechtigung und des Ab baus von Hindernissen 
als Satz 2 in Art. 3 Abs. 2 GG aufzunehmen.   

 
Engagierte Feministinnen in den Institutionen und 

manchen politischen Fraktionen hatten bereits seit 
1989 dafür gesorgt, dass in einzelnen Bundesländern 
entspre chende Frauenförder- oder Gleichstellungs-
gesetze verabschiedet wurden. Denn der öffentli che 
Dienst sollte Vorbild für die Förderung der Gleichstel-
lung von Frauen sein, und dafür hatten und haben 
die Bundesländer bekanntlich die Gesetzgebungskom-
petenz. Zunächst nur rot-grüne oder durch die SPD-
regierte Bundeslän der machten Gebrauch (z.B. NRW, 
Saarland, Bremen, Berlin, Hamburg) von der Möglich-
keit, eine Vorrangregelung für Frauen in Pattsitu ationen 
bei der Einstellung oder Beförderung zu verankern. 
Andere Bundesländer zogen später nach. Es handelte 
sich meist um eine moderate „Quote“, zu nächst als 
Entschei dungsquote, die in Pattsitu ationen der Quali-
fikation (gleiche/gleich wertige Quali fika tion/Eignung) 
der Frau den Vorzug vor einem Mann gab bzw. gibt. Vo-
raussetzung war und ist, dass Frauen in den jewei ligen 
Rängen der Verwaltung unterrepräsentiert sind. Später 
kamen an dere Länder gesetze hinzu, in denen z.T. eine 
Zielquote verankert wurde, so etwa in Hessen. Bei der 
Zielquote liegt der Ak zent auf der Festlegung einer ver-
bindlichen Steigerungsquote der Frauenanteile in att-
rakti veren Gehalts- und Positionsgruppen, wo Frauen 
unterrepräsentiert sind; die Steigerung soll durch Frau-
enförderpläne verbindlich gemacht werden, wobei die 
Einhaltung durch Anreize oder Sanktionsmechanismen 
(bei Nichteinhaltung) unterstützt wird. Bei bei den 
Formen der Quote durfte und darf im Einzelfall nicht 
gegen den Grundsatz der „Besten auslese“ des Art. 33 
Abs. 2 GG verstoßen werden. Dennoch sollte die Quote 
als „Ein ladung“ verstanden werden, durch veränderte 
Bewertungen von Leistungen, Anforderungen und son-
stigen Quali fikationskrite rien mehr Frauen wenig stens 
als gleichwertig einzustufen. Anders als zuvor – ohne 
Quote – sollten Frauen bei gleicher oder gleichwertiger 
Qualifikation wenigstens nicht aufgrund tradi tioneller 
Hilfs kriterien wie Dienst- und Lebens alter oder Ernäh-
rerstellung benachteiligt wer den. 

Trotz gesetzlicher Regelung kam es in den weni-
gen Anwendungsfällen, in denen Männer zu gunsten 
von Frauen nicht befördert wurden, zu Gerichtsver-
fahren meist vor Verwaltungs gerich ten. Die Gerichte 
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äußerten Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit der 
Quotenbestimmungen und legten Fälle dem Bundesver-
fassungsgericht (BVerfG), aber auch dem Europäischen 
Gerichtshof der EG/EU in Luxemburg (EuGH) vor. Wäh-
rend zunächst alles darauf hin deu tete, dass das BVerfG 
entscheiden würde, kam der EuGH dem zuvor, was die 
Ent schei dung des BVerfG faktisch und rechtlich obsolet 
machte; die Vorlagen dort wurden zu rückge zogen. Der 
EuGH entschied 1995 den Fall „Kalanke“ aus Bremen38 
und monierte, dass das Landesge setz keine Einzel-
fall- und Härteklausel besitze, wonach geprüft werden 
muss, ob nicht im Einzelfall doch überwiegende Gründe 
zugunsten des Mannes sprechen. Die Entscheidung 
im Ka lanke-Fall war auch generell von großer Skepsis 
gegenüber dem Quotenprinzip geprägt, der entschei-
dende Verwerfungsgrund in europarechtlicher Hinsicht 
war jedoch das Fehlen einer Einzel- und Härtefallklau-
sel. Spätere Entscheidungen des EuGH im Jahre 1997 
(zum Landesgesetz NRW)39 und 2000 (Hessen40 und zum 
schwedischen Hochschulgesetz41) revidierten dann aber 
die grundsätzlich skeptische Sicht zugunsten einer 
eher pro-aktiven Frauenför der sicht, allerdings unter 
Beibehaltung der restriktiven Voraussetzungen: quali-
fikatorische Patt situation, also Gleichheit oder Gleich-
wertigkeit der Qualifikation, Unterrepräsentanz des 
be günstigten Geschlechts sowie Einzelfall- bzw. Härte-
klausel. Bezeichnenderweise hat der EuGH nie defi niert, 
welche Einzelfall- oder Härtefallkonstellation zu einem 
Überwiegen der Gründe für das bislang dominante Ge-
schlecht führen sollte. 

Die dennoch frauenfreundliche Entwicklungsten-
denz der EuGH-Rechtsprechung ist ver mut lich auch auf 
eine Verbesserung der europäischen Vertragsgrundla-
gen im Amsterdamer Vertrag (Art. 141 EGV) zurückzu-
führen, die 1997 beschlossen wurde und 1999 in Kraft 
trat. Zwar galten die neuen Grundlagen nicht rückwir-
kend für die zu entscheidenden Fälle, dennoch dürften 
sie sich atmosphärisch ausgewirkt haben. Im damals 
neuen Art. 141 EGV in der Fassung von Amsterdam 
(1997/1999) war die Möglichkeit „positiver Maßnah-
men“ nun sprachlich so erwei tert worden, so dass Quo-
tierung im Erwerbs leben unzweifelhaft darunter fiel.42 

Nach wie vor besteht jedoch auch heute kein Zwang, 
dass ein nationaler Gesetz geber derarti ge gesetzliche 
positive Fördermaßnahmen beschließen muss. Im Ge-
gensatz zur deutschen Gesetzgebung hat der EuGH 
seine Recht spre chung zur Quote aber nicht auf den 
öffentlichen Dienst beschränkt, sondern allgemein für 

den gesamten Anwendungsbereich der Richtlinien, je-
denfalls für den Erwerbsbe reich, formu liert.

Seit der Reduzierung der Quote auf einen Modus 
der qualifikatorischen Pattauflösung und seit den 
Entscheidun gen des EuGH bzw. seit den Aufbesse-
rungen der europäischen Vertrags grundlagen und der 
Aufnahme der Staatszielbestimmung zur „tatsächlichen 
Durchsetzung der Gleichberechtigung“ im Grundgesetz 
(Art. 3 Abs. 2 Satz 2 GG) hat der juristische Widerstand 
gegen das Prinzip Quote erheblich nachgelassen. Die 
verfassungsrechtliche Zulässigkeit von Beschäftigungs-
quoten steht nicht mehr in Frage, sofern entsprechende 
Voraussetzungen festgelegt sind. Für politische Quoten 
bei Führungs ämtern der Parteien und für die Kandida-
tIn  nen  aufstellungen fehlt weiterhin in Deutschland 
der Anreiz zur Verbind lich machung, weil bisher ge-
wisse Stei gerungs raten auch ohne Zwang stattgefun-
den haben und das deutsche Mischwahlsystem mit 
überwiegendem Verhältnis wahlrecht Frauen nicht so 
benachtei ligt wie etwa in Frankreich bei der Wahl zur 
Nationalversammlung (Mehrheitswahlrecht), was die 
Verabschiedung des Parité-Gesetzes nahelegte. Die 
Quote für Aufsichtsräte stellt wiederum neue Fragen 
nach dem Eingriffsrecht des Staates in die personelle 
Selbstorga nisation der Unternehmensgremien und die 
entsprechenden Grundrechte der Kapitaleigner, aber 
auch der Arbeitnehmervertreterseite.43 Aber ähnlich 
wie bei der Unternehmensmitbestimmung sind gewisse 
gesetzliche Vorgaben zulässig, die an wirtschaftsdemo-
kratische Werte und neuerdings auch an den Diversity-
Aspekt des Deutschen Corporate Governance Kodex44 
anknüpfen, solange sie der Kapi taleignerseite perso-
nelle Auswahlmöglichkeiten lassen und die Verhält-
nismäßigkeit der Steigerungsanforderung wahren. In 
entsprechenden Gutachten wird sogar darauf hingewie-
sen, dass sowohl die europarechtlichen Grundlagen 
als auch die deutsche Verfassung zur Durchsetzung 
von Gleichberechtigung verpflichten, so dass es weni-
ger eine Frage des Dür fens als des Müssens sei, ob der 
Staat eine verbindliche Quote auch für Wirtschaftsgre-
mien festlegt. Anders als bei den Beschäftigungsver-
hältnissen besteht bei der Wahl von Auf sichtsrätInnen 
ohnehin nicht die Verengung auf „gleichwertig quali-
fizierte“ KandidatInnen, denn es gibt in diesem Sinne 
keine notwendige oder beste Qualifikation. Ahnlich wie 
bei politischen Kan didaturen kommt es hier auf die 
Vorauswahl und Ansprache potentieller BewerberInnen 
für das Amt an und sodann auf die Wahlent scheidung, 
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die auf der subjektiven Bewertungspräferenz der Wäh-
lerInnen in der Haupt versammlung beruht. Das völlig 
andere Setting des Wirtschafts- und Gesellschafts rechts 
wirft viele komplizierte Regelungsfragen auf, stellt 
aber kaum grundsätzli che Hindernisse in den Weg. De-
finiert werden muss z.B., wann und wie der gesamte 
Aufsichtsrat bei Neuwahlen desselben quotengerecht 
zu wählen ist, ohne dass allzu große Anreize bestehen, 
die Quotenvorgabe doch zu unterlaufen oder hinterher 
längere Auseinandersetzungen um die Wirksamkeit der 
Wahl führen zu müssen. Da es sich um ein kollektives 
Gremium handelt, erfordern die Vorschriften einige Raf-
finesse.45 Hierzu enthalten sowohl die erwähnten Ge-
setzesentwürfe Vorschläge als auch die Fachaufsätze, 
die derzeit schon in einschlägigen Zeitschriften oder 
Broschüren veröffentlicht sind.46  

Die Quote wird kommen – aber hoffentlich nicht 
als einzige Maßnahme der Gleichstel lung von 
Frauen im Erwerbsleben!

Auch die theoretische Dis kussion um die „Gerechtig-
keit der Quote“ bietet keine grundsätzli chen Gegenar-
gumente, die so schwerwiegend wären, dass auf die Ein-
führung von Quoten generell verzichtet werden sollte.47 
Ausführlich debattiert wurden über die Jahrzehnte und 
über nationale Grenzen hinweg die zahlreichen Wider-
sprüche zwi schen gruppenbezogener und individueller 
Förderung bzw. entsprechendem Nachteilsaus gleich. 
Deutlich wurde aber auch, dass die Quote als Rechts-
instrument eher eine „Krücke“ ist, d.h. nicht zielgenau 
indivi duellen Nachteilsausgleich schaffen kann, was 
– jedenfalls zukunftsgerichtet – ihr Ziel in Be zug auf 
die Gruppe von Frauen sein sollte. Hingewiesen wurde 
immer wieder, dass das Ver hältnis von Chancen- und 
Ergebnisgleichheit in den Regelungen und den Be-
wertungen der Qualifikationen neu justiert werden 
müsse. Dazu gibt es auffällig we nig Recht sprechung in 
Deutschland, vermutlich auch in anderen Ländern mit 
Quoten rege lungen im Beschäftigungs system, die oh-
nehin nicht zahlreich sind. Während nunmehr die Er-
kenntnisse und Veröffent lichungen über Frauen quoten 
für Aufsichtsräte und politische Institutionen im inter-
nationalen Vergleich einen deut lichen Aufschwung 
erleben, und auch das allgemeinere Thema „Frauen in 
Führungspositionen“ Konjunktur hat, gibt es weiterhin 
noch viele blinde Stellen, wenn es um die Bedingungen 
der Chancengleichheit bei „nor malen“ Beschäftigungs-
positionen und im mittleren Management geht. 

So wie die Zeichen des frauenpolitischen Unmuts 
in den Medien derzeit zu lesen sind, wird die Quote 
für Aufsichts räte  kommen – schon aus Gründen des 
europäischen Wettbewerbs.48 Früher oder später, noch 
weiter entschärft oder etwas ambitionierter, aber hof-
fentlich als verbindliche Anordnung „von Staats we-
gen“ und nicht als Flexi-Quote und Gnadenakt der unter 
Druck gesetzten Wirtschaft! Die Entscheidung darüber 
ist das eigentliche politische Powerplay. Eine Frauen-
quote für Aufsichtsräte, vielleicht auch für Vorstände, 
wäre also etwas Sichtbares und Spektakuläres, vor allem 
aber eine symbolische Anerkennung der Gleichwertig-
keit von Frauen als Wirtschaftssubjekte und Staats- und 
Erwerbsbürgerinnen. Das politische System dürfte sich 
– mal abgesehen von der FDP – gar nicht so schwer 
damit tun. Die Botschaft könnte hier lauten: Wir im 
politischen System leben schon längere Zeit mit der 
Frauenquote bestimmter Parteien, auch der öffent liche 
Dienst hat die Frauenquote und lebt damit, da können 
wir Euch, der Kaste der in diver sen Weltwirtschafts- 
und Unternehmens krisen reichlich kom promittierten 
Spitzen kräfte der Wirt schaft eine solche (noch dazu mo-
derate) Feminisierung durchaus zumuten! Es wäre dann 
eine gelungene Maßnahme, exemplarischen Frauen mit 
Wirtschafts- und Führungskompe tenz einen gerechte-
ren Anteil an den gesellschaftlichen Lebenschancen 
zu verschaffen und damit allen anderen den Anreiz zu 
geben, ebenfalls durch Qualifizierung, Anstrengung, 
Ehr geiz und gehörige Ellenbogen dem Vorbild der Leis-
tungsträgerin, die möglichst noch attraktiv und auch 
sonst passförmig ist, nachzustreben. 

Auf der Potsdamer Konferenz des Deutschen Juri-
stinnenbundes im September 2011, wo es vornehmlich 
zwar um die Diskrepanz von Anspruch und Wirklichkeit 
im öffentlichen Dienst ging, wo aber die Quote für 
Aufsichtsräte das heiß diskutierte Subthema war, ge-
mahnte die Verfassungsrichterin Susanne Baer die ver-
sammelten Juristinnen und engagierten Femi nistinnen 
in ihrem Festvortrag daran, dass bei allem berechtigten 
und geschickten Eintreten für das Durchbrechen der 
„gläsernen Decke“ an den Spitzen von beruflichen Kar-
rieren, von Repräsentation und Partizipation an Macht 
und Ressourcen doch die „basics“ des Kampfes für 
Gleichstellung nicht aus den Augen verloren werden 
sollten. Grundrechte seien für alle da, ebenso Ziele wie 
Vereinbarkeit, Vielfalt der Lebensentwürfe, Minderhei-
tenschutz, Schutz vor Gewalt und manches mehr. „Men-
schenwürde, Freiheit, Gleichheit“ hatte sie ihren Vor-
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trag überschrieben.49 Sinngemäß sagte sie, dass diese 
„basics“ für alle erreichbar gemacht werden müssen. 
Entsprechend aufmerksam sollten so wichtige und kom-
petente Advokaturen wie der Deutsche Juristinnenbund 
daher bleiben, dies nicht angesichts attraktiverer und 
glamouröserer Etappenziele und winkender Trophäen zu 
vergessen.    

 
Hoffen wir also, dass die Frauenquote für Aufsichts-

räte in nächster Zeit nicht die einzige politi sche Gleich-
stellungsmaßnahme sein wird, die sich durchsetzen 
lässt. Es wäre ein Pyrrussieg oder anders gewendet ein 
erfolgreiches Ablenkungsmanöver. Wenn mit den Vor-
ständen und Aufsichtsräten großer Unternehmen eine 
Kaste von Wirtschaftsmanagern unter Druck gesetzt 
werden kann, auch weil sich in der welt wirtschaftlichen 
Dauerkrise berechtigter Zorn gegen sie breit gemacht 
hat, so scheint dies eine ideale Situ ation zu sein, um 
von den wirklich drän genden Problemen des Arbeits-
markts, der Schere von Reich und Arm, der Niedriglohn-
politik im Erwerbsleben und Privatisierungsten denz in 
der sozialen Sicherung, oder von katastro phaler Um-
weltbilanz und allen anderen Fel dern, wo man poli-
tisch ratlos und uneinig ist, ganz zu schweigen von 
den Staatsschulden, der Eurokrise und den noch lange 
nicht gezähmten Finanzmärkten, abzulenken. Politi-
ker und Politikerinnen, aber auch JournalistInnen und 
Medien suchen sich Probleme und mögliche Maßnah-
men von jeher und auch heutzutage ger ne nach der 
be quemen Abarbeitungsmöglichkeit aus, besonders 
passgerecht sind da personalisierte Skandale und Ereig-
nisse. Jedenfalls taugen Kreditaffären, und Zank unter 
Politikerinnen allemal besser zur Berichterstattung als 
komplizierte Gemengelagen von strukturellen Missstän-
den, Ursachen und Wirkungen, die erst aufgeklärt und 
erklärt werden müssen. Das gilt umso mehr, als Politik 
vor allem Mediensache geworden ist, und Diskussionen, 
ob Frauen die besseren Aufsichtsräte wären oder sind, 
sicherlich ein span nendes Infotainment bieten, wäh-
rend neue Verfahren der gerechteren Arbeitsbewertung 
oder Besteuerung ähnlich wie das Thema Finanztransak-
tionssteuer die meisten Fernseh zuschauer zum Gähnen 
bringen. – All dies spricht überhaupt nicht gegen eine 
Frauenquote in Aufsichtsräten (und Vorständen), aber 
vor allem für ein Gleichstellungsgesetz für die Privat-
wirtschaft und konsi stente Konzepte zur Verwirk lichung 
von Gleichbe rechtigung überall in Erwerbsleben, Exis-
tenzsicherung und Gesellschaft!      
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